
        

HAUPTSATZUNG 
 

DER STÄDTEREGION AACHEN VOM  24.11. 2009 
 
 
Der Städteregionstag der StädteRegion Aachen hat aufgrund von § 3 Abs. 1 Satz 2 
des Gesetzes zur Bildung der Städteregion Aachen (Aachen-Gesetz) vom 
26.02.2008 in Verbindung mit § 5 Abs.3 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (KrO NRW) in der derzeit geltenden Fassung  (SGV NRW 2021)  in seiner 
Sitzung am 29.10.2009 die folgende Hauptsatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
NAME, SITZ UND GEBIET 

(ZU §§ 12 UND 14 KRO NRW) 
 
(1) Die Gebietskörperschaft führt den Namen "StädteRegion Aachen". 
 
(2) Sitz der Verwaltung der StädteRegion ist die Stadt Aachen. 
 
(3) Das Gebiet der StädteRegion Aachen besteht aus der Gesamtheit folgender 

Städte und Gemeinden: 
 

Stadt Aachen, Stadt Alsdorf, Stadt Baesweiler, Stadt Eschweiler, Stadt Herzo-
genrath, Stadt Monschau, Gemeinde Roetgen, Gemeinde Simmerath, Stadt 
Stolberg, Stadt Würselen. 

 
 

§ 2 
WAPPEN, DIENSTSIEGEL, FLAGGE 

(ZU § 13 KRO NRW) 
 
(1) Die StädteRegion Aachen führt Wappen, Dienstsiegel und Flagge. 
 
(2) Die StädteRegion Aachen führt folgendes Wappen: 
 

In Blau ein goldenes (gelbes) Hirschgeweih, auf dessen Grind stehend ein sil-
berner (weißer) Schwan mit schwarzen Füßen, ebensolchem Schnabel und 
roter Zunge; darüber im Schildhaupt in Gold (Gelb) ein schreitender, rotbe-
zungter, schwarzer Löwe. 

 
Eine Darstellung des Wappens ist als Anlage 1 beigefügt. 

 
(3) Die StädteRegion Aachen führt als Dienstsiegel das Wappen mit der 

Umschriftung "Städteregion Aachen" gemäß Anlage 2. 
 
(4) Die StädteRegion Aachen führt eine Flagge mit den Farben gelb und blau, die 

in der Mitte das Wappen der StädteRegion Aachen zeigt, gemäß Anlage 3. 
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§ 3 
FUNKTIONSBEZEICHNUNGEN 

 
Die Funktionsbezeichnungen dieser Hauptsatzung werden in weiblicher oder männli-
cher Form geführt. 
 

 
§ 4 

ZUSTÄNDIGKEITEN DES STÄDTEREGIONSAUSSCHUSSES 
(ZU § 26 ABS. 1 SATZ 4 KRO NRW) 

 
 

(1) Der Städteregionsausschuss ist zuständig für 
 
 a) Vergaben, wenn die Auftragssumme bei Vergaben 
 

- von Gutachten und von Prüf- und Beratungsdienstleistungen den 
Betrag von 10.000,00 € einschl. der gesetzl. MwSt., 

 
- an Architekten, Ingenieure und Fachingenieure den Betrag von 

20.000,00 € einschl. der gesetzl. MwSt., 
 
- im Übrigen, insbesondere nach der VOB und VOL, den Betrag 

von 100.000,00 € einschl. der gesetzl. MwSt. 
 
übersteigt und nicht im Bereich des Senioren- und Betreuungszentrums 
der StädteRegion Aachen in Eschweiler eine Zuständigkeit des Verwal-
tungsausschusses gegeben ist. 

 
Für die Schätzung der Auftragswerte ist  § 3 der Verordnung über die 
Vergabe öffentlicher Aufträge (Vergabeverordnung - VgV)  entspre-
chend anzuwenden. 

 
Bei von der EU, vom Land NRW oder anderen Stellen geförderten Pro-
jekten ist nicht  der Eigenanteil der StädteRegion Aachen, sondern der 
Auftragswert insgesamt gemäß vorstehender Regelung zu betrachten. 

 
Bei im Sachzusammenhang stehenden  Einzelvergaben, bei denen ei-
ne Teilleistung dem Städteregionsausschuss zur Beschlussfassung 
vorbehalten ist und die andere Teilleistung dem Städteregionsrat als 
Geschäft der laufenden Verwaltung obliegt, erfolgt die Vergabe der Teil-
leistung durch den Städteregionsrat erst dann, wenn der Vergabebe-
schluss für die andere Teilleistung durch den Städteregionsausschuss 
getroffen ist. In der Verwaltungsvorlage an den Städteregionsaus-
schuss wird auf die noch zu treffende Verwaltungsentscheidung hinge-
wiesen und diese bei der Darstellung der finanziellen Auswirkungen be-
rücksichtigt. 
 
Sofern bei Nachtrags- oder Anschlussvergaben 20 % der Auftrags-
summe des Hauptauftrages überschritten wird, ist die Zustimmung des 
Städteregionsausschusses erforderlich. Die Zustimmung des Städtere-
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gionsausschusses ist jedoch in jedem Fall erforderlich, wenn die Nach-
trags- oder Anschlussaufträge für sich genommen die entsprechenden 
in Satz 1 dieses Absatzes genannten Wertgrenzen überschreiten. Sie 
ist nicht notwendig, wenn die Auftragssumme den Betrag von 10.000,00 
€ unterschreitet. 

 
b) den Erlass von Forderungen ab 25.000,00 €, 

 
c) die Gewährung von Zuschüssen bis 250.000,00 € nach Anhörung des 

zuständigen Fachausschusses (Dies gilt nicht, soweit der Haushalts-
plan Empfänger/in, Betrag und Zweck festlegt oder die Zuständigkeit 
des Jugendhilfeausschusses oder des Städteregionsrates gemäß § 12 
Buchst. b) dieser Hauptsatzung gegeben ist.), 

 
d) die Entscheidung über Widersprüche im Sinne des  §  69 Abs. 1 Satz 3 

Landschaftsgesetz NRW, 
 

e) die Einstellung, Höhergruppierung und Kündigung des Verwaltungsdi-
rektors des Senioren - und Betreuungszentrums der StädteRegion Aa-
chen in Eschweiler, 

 
f) Entscheidungen, die nach dem Landespersonalvertretungsgesetz in der 

derzeit geltenden Fassung (SGV NRW 2035) das verfassungsgemäß 
zuständige oberste Organ oder der von ihm bestimmte Ausschuss zu 
treffen hat, 

 
g) Entscheidungen im Rahmen von § 61 Abs. 4 Schulgesetz NRW, 

 
h) im Zweifelsfalle die Entscheidung darüber, ob eine Angelegenheit ihrer 

Bedeutung nach einer Entscheidung des Städteregionstages gemäß 
§ 26 Abs. 1 Satz 1 KrO NRW bedarf. 

 
(2)  Darüber hinaus sind dem Städteregionsausschuss gemäß § 26 Abs. 1 Satz 4 

KrO NRW Vermögenserwerbe ab 50.000,00 € bis zu einem Wert von 
250.000,00 €, bei Grundstückserwerben ab 100.000,-- €  bis zu einem Wert 
von 500.000,00 €, übertragen. 

 
(3)  Der Städteregionsausschuss erteilt die Genehmigung zu Dienstreisen von 

Städteregionstagsmitgliedern und sonstigen Mitgliedern der Ausschüsse.  
Dienstreisen von Stellvertretern des Städteregionsrates gelten als genehmigt, 
soweit sie für die Wahrnehmung üblicher Dienstgeschäfte erforderlich sind und 
sich auf das Gebiet des Landes NRW und auf den belgischen und niederlän-
dischen EUREGIO-Bereich beschränken. 
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§ 5 
AUSSCHÜSSE 

(ZU § 41 KRO NRW) 
 

(1) Der Städteregionstag bildet zur Vorbereitung seiner Beschlüsse und der Be-
schlüsse des Städteregionsausschusses neben den gesetzlich vorgeschrie-
benen Ausschüssen folgende Fachausschüsse: 

 
1. Bauausschuss, 
 
2. Tourismus- und Kulturausschuss, 
 
3. Personalausschuss, 
 
4. Ausschuss für Soziales, Gesundheit, Senioren und demographischen 

Wandel, 
 
5. Ausschuss für Umwelt- und Klimaschutz, 
 
6. Ausschuss für grenzüberschreitende Zusammenarbeit, Wirtschaftsför-

derung und Verkehr, 
 
7. Schulausschuss, 
 
8. Ausschuss für Rettungswesen und Bevölkerungsschutz. 
 

(2) Ausschussmitglieder, die nicht Städteregionstagsmitglieder sind, werden vom 
Vorsitzenden des betreffenden Ausschusses verpflichtet. 

 
(3) Soweit der Städteregionstag nicht für bestimmte Ausschüsse eine persönliche 

Stellvertretung festlegt, werden die stellvertretenden Ausschussmitglieder ent-
sprechend dem Verfahren nach § 35 Absatz 3 KrO NRW gewählt. Dabei ist 
gleichzeitig die Reihenfolge der Stellvertretung festzulegen. 

 
 

§ 6 
SONSTIGE GREMIEN 

 
(1) Neben den in § 5 genannten Fachausschüssen bildet der Städteregionstag 

folgende Gremien, welche in ausschließlich beratender Funktion die Aufga-
benwahrnehmung der StädteRegion Aachen unterstützen: 

 
a) Sozialkonferenz, 

 
b) Partnerschaftsbeirat, 

 
c) Seniorenbeirat, 

 
d) Arbeitskreis der kommunalen Migrantenvertretungen in der StädteRe-

gion Aachen. 
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(2) Der Städteregionstag kann die in Absatz 1 genannten Gremien auflösen oder 
bei Bedarf weitere derartige Gremien bilden. Eine Änderung der Hauptsatzung 
ist insoweit nicht erforderlich. 

 
(3) Der Städteregionstag regelt zu Beginn jeder Wahlzeit die Zusammensetzung 

nach Verhältniswahlrecht. 
 
(4) Vom Städteregionstag bestellte Vertreter erhalten für die Teilnahme an Sit-

zungen 
 

a) Fahrkosten in entsprechender Anwendung des § 5 EntschVO, 
 

b) ein Tagungsentgelt in Höhe des gemäß § 2 Ziffer 2 EntschVO zu zah-
lenden Sitzungsgeldes, 

 
c) Verdienstausfallersatz gemäß § 11. 

 
Buchst. b) findet keine Anwendung auf Städteregionstagsmitglieder. 

 
 

§ 7 
VERFAHREN DES STÄDTEREGIONSTAGES, DES STÄDTEREGIONSAUSSCHUSSES UND DER 

SONSTIGEN AUSSCHÜSSE 
(ZU § 32 ABS. 2 KRO NRW) 

 
Das Verfahren des Städteregionstages, des Städteregionsausschusses und der 
sonstigen Ausschüsse richtet sich nach der vom Städteregionstag zu beschließen-
den Geschäftsordnung für den Städteregionstag und die Ausschüsse. 
 

 
§ 8 

AKTENEINSICHT 
(ZU § 26 KRO NRW) 

 
Der Städteregionsrat ermöglicht die Akteneinsicht nach § 26 Abs. 2 und 4 KrO NRW 
in den Räumen der Verwaltung der StädteRegion. Er hat auch über die Anwesenheit 
von Bediensteten der Verwaltung der StädteRegion bei der Akteneinsicht zu ent-
scheiden. 
 
Entsprechendes gilt für Ausschussvorsitzende, soweit der Ausschuss für die Bera-
tung der Angelegenheit zuständig ist. 
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§ 9 
RECHTE UND PFLICHTEN DER STÄDTEREGIONSTAGSMITGLIEDER, 

SACHKUNDIGEN BÜRGER, SACHKUNDIGEN EINWOHNER UND 
SONSTIGEN MITGLIEDER VON AUSSCHÜSSEN 

(ZU §§ 28, 35 ABS. 6 KRO NRW, 30 – 32 GO NRW) 
 
(1) Die Städteregionstagsmitglieder und die Mitglieder der Ausschüsse haben die 

Vorschriften der Kreisordnung und der Gemeindeordnung über die Ver-
schwiegenheitspflicht, die Treuepflicht und über die Mitwirkungsverbote zu 
beachten. Verstöße gegen die Verschwiegenheitspflicht können mit einem 
Ordnungsgeld geahndet werden (§§ 28, 35 Abs.6 KrO NRW, §§ 30 - 32 GO 
NRW). 

 
(2) Die Städteregionstagsmitglieder und die Mitglieder der Ausschüsse müssen 

dem Städteregionsrat Auskünfte über ihre wirtschaftlichen und persönlichen 
Verhältnisse geben, soweit das für die Ausübung ihrer Tätigkeit von Bedeu-
tung sein kann. 

 
Die Auskunft erstreckt sich: 

 
1. bei unselbständiger Tätigkeit auf die Angabe des Arbeitgebers (Bran-

che) und die eigene Funktion bzw. dienstliche oder berufliche Stellung 
beim Arbeitgeber, 

 
2. bei selbständiger Tätigkeit auf die Art des Gewerbes mit Angabe der 

Firma oder auf die Bezeichnung des Berufszweiges, 
 
3. auf vergütete oder ehrenamtliche Tätigkeiten als Mitglied eines Vor-

standes, Aufsichtsrates, Verwaltungsrates  sowie sonstigen Organs 
oder Beirats einer Gesellschaft, Genossenschaft, eines in einer ande-
ren Rechtsform betriebenen Unternehmens oder einer Körperschaft, 
Stiftung oder Anstalt des öffentlichen Rechts, soweit diese Tätigkeiten 
nicht auf einer Bestellung gemäß § 26 Abs. 5 KrO NRW beruhen, 

 
4. auf den Umfang der Beteiligung an Unternehmen, Kapital- und Grund-

vermögen. 
 

Änderungen sind dem Städteregionsrat unverzüglich mitzuteilen. 
 

 
§ 10 

ENTSCHÄDIGUNG FÜR STÄDTEREGIONSTAGSMITGLIEDER 
UND SONSTIGE MITGLIEDER VON FACHAUSSCHÜSSEN 

(ZU §§ 30 UND 31 KRO NRW) 
 
(1) Die Städteregionstagsmitglieder erhalten als Ausgleich für Auslagen und Auf-

wendungen im Zusammenhang mit dem Mandat eine Aufwandsentschädi-
gung. Diese wird nach Maßgabe der in der Entschädigungsverordnung fest-
gesetzten Beträge in Form eines monatlichen Pauschalbetrages gezahlt. 
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(2) Für die Teilnahme an Fraktionssitzungen werden sachkundigen Bürgern und 
sachkundigen Einwohnern im Kalenderjahr maximal 25 Sitzungsgelder ge-
zahlt. 

 
(3) Mitglieder von Ausschüssen gemäß § 85 Schulgesetz NRW sowie § 5 Abs. 1 

Nrn. 3 - 7 und Abs. 2 des 1. Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und Ju-
gendhilfegesetzes erhalten für die Teilnahme an Sitzungen des Ausschusses 
je Sitzung ein Sitzungsgeld in Höhe des Sitzungsgeldes für sachkundige Bür-
ger und Fahrkostenerstattung. 

 
(4) Die den Städteregionstagsmitgliedern nach den gesetzlichen Bestimmungen 

zustehenden Fahrkosten von der Wohnung zum Tagungsort und zurück wer-
den gemäß § 5 Abs. 2 Satz 4 EntschVO pauschaliert. Sie können jedoch wäh-
len, ob für sie anstelle einer Pauschalierung der Fahrkosten ein Job-Ticket 
beschafft werden soll. Bei mehreren Wohnungen ist von der für das Mandat 
maßgeblichen Hauptwohnung auszugehen. Beim Einsatz eines privateigenen 
Kraftfahrzeuges ist - auch für die Berechnung des Pauschbetrages - eine 
Wegstreckenentschädigung gemäß § 6 Abs. 1 Satz 2 Landesreisekostenge-
setz zu zahlen bzw. zugrunde zu legen. 

 
(5) Vertreter der StädteRegion Aachen, welche gemäß § 26 Abs. 5 KrO NRW Mit-

gliedschaftsrechte in Organen, Beiräten oder Ausschüssen von jur. Personen 
oder Personenvereinigungen wahrnehmen, müssen deren Entschädigungs-
leistungen in Anspruch nehmen. 

 
 

§ 11 
VERDIENSTAUSFALLERSATZ FÜR STÄDTEREGIONSTAGSMITGLIEDER 

UND SONSTIGE MITGLIEDER VON FACHAUSSCHÜSSEN 
(ZU § 30 KRO NRW) 

 
(1) Der Regelstundensatz beträgt 10,00 €, es sei denn, der Antragsteller hat er-

kennbar keinen Nachteil erlitten. 
 
(2) Der einheitliche Höchstbetrag, der bei der Erstattung des stündlichen Ver-

dienstausfalles in keinem Falle überschritten werden darf, beträgt 25,00 €. 
 
(3) Anlässlich der erstmaligen Geltendmachung des Verdienstausfalles teilt das 

Städteregionstagsmitglied bzw. das sonstige Mitglied eines Ausschusses sei-
ne regelmäßige Arbeitszeit mit; später eintretende Änderungen gibt es umge-
hend bekannt. Der Ersatz des Verdienstausfalls wird montags bis freitags auf 
die Zeit von 8.00 Uhr bis 19.00 Uhr und samstags auf die Zeit von 8.00 Uhr 
bis 14.00 Uhr begrenzt. 

 
(4) Ein Anspruch auf Verdienstausfall besteht nur, wenn es nicht möglich und 

zumutbar ist, Arbeitszeiten und Tätigkeiten so aufeinander abzustimmen, dass 
keine zeitliche Kollision entsteht. Der Verdienstausfall wird für jede Stunde der 
versäumten regelmäßigen Arbeitszeit berechnet. 
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(5) Ist während der mandatsbedingten Abwesenheit vom Haushalt eine entgeltli-
che Kinderbetreuung notwendig, werden die nachgewiesenen Kosten erstat-
tet, wenn keine weiteren, im Rahmen gesetzlicher Unterhaltspflichten zur Kin-
derbetreuung verpflichteten Personen im Haushalt leben oder wenn diesen 
die Kinderbetreuung während der mandatsbedingten Abwesenheit nicht zu-
gemutet werden kann. Kosten einer entgeltlichen Kinderbetreuung werden nur 
für Kinder erstattet, die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, es sei 
denn, es liegt im Einzelfall ein besonderer Betreuungsbedarf vor (z.B. Behin-
derung). Je Stunde der Kinderbetreuung werden höchstens 7,50 € erstattet. 

 
(6) Vertreter der StädteRegion Aachen, welche gemäß § 26 Abs. 5 KrO NRW Mit-

gliedschaftsrechte in Organen, Beiräten oder Ausschüssen von jur. Personen 
oder Personenvereinigungen wahrnehmen, müssen deren Entschädigungs-
leistungen in Anspruch nehmen. 

 
 

§ 12 
WEITERE ZUSTÄNDIGKEITEN DES STÄDTEREGIONSRATES 

(ZU § 42 KRO NRW) 
 
Der Städteregionsrat entscheidet 
 
a) welche Geschäfte solche der laufenden Verwaltung im Sinne des § 42 Buchst. 

a) KrO NRW sind, so weit nicht bereits Festlegungen in dieser Hauptsatzung 
getroffen sind, 

 
b) über Zuschussanträge bis 1.000,00 € und nach Anhörung des jeweils zustän-

digen Fachausschusses bis zu einem Betrag von 5.000,00 € im Rahmen der 
zur Verfügung gestellten Haushaltsmittel, 

 
c) ob ein wichtiger Grund zur Ablehnung oder Niederlegung eines Ehrenamtes 

oder einer ehrenamtlichen Tätigkeit nach § 24 KrO NRW in Verbindung mit 
§ 29 Abs. 2 GO NRW vorliegt, 

  
d) in dienstrechtlichen Angelegenheiten, die aufgrund gesetzlicher Bestimmun-

gen von der obersten Dienstbehörde übertragen werden können; in Angele-
genheiten des Städteregionsrates entscheidet der allgemeine Vertreter,  

 
e) über Leistungen bis zu einem Betrag von 5.000,00 € an Bedienstete der Ver-

waltung der StädteRegion Aachen gemäß den Richtlinien des Landes NRW 
zur Gewährung von Ersatzleistungen für Sachschäden. 

 
 

§ 13 
VERTRETUNG DES STÄDTEREGIONSRATES 

(ZU §§ 46 UND 47 KRO NRW) 
 
(1) Der Städteregionstag bestellt widerruflich aus den leitenden hauptamtlichen 

Beamten der StädteRegion Aachen einen allgemeinen Vertreter des Städte-
regionsrates. 
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(2) Für die Aufgaben gemäß § 46 Abs. 1 Satz 3 KrO NRW wählt der Städteregi-
onstag drei Stellvertreter des Städteregionsrates. Sind im Einzelfall alle Stell-
vertreter verhindert, kann der Städteregionsrat andere Städteregionstagsmit-
glieder mit der Wahrnehmung repräsentativer Aufgaben beauftragen. 

 
 

§ 14 
VERTRÄGE 

(ZU § 26 ABS. 1 SATZ 2 BUCHST. Q) KRO NRW) 
 
Die im § 26 Abs. 1 Satz 2 Buchst. q) KrO NRW dem Städteregionstag vorbehaltene 
Genehmigung wird auf folgende Verträge und Personengruppen beschränkt: 
 
1. Verträge mit Städteregionstagsmitgliedern und Ausschussmitgliedern, so weit 

es sich nicht um Verträge handelt, die nach einem feststehenden Tarif oder im 
Wege einer Ausschreibung abgeschlossen werden und der Zuschlag auf das 
wirtschaftlichste Angebot erteilt wird. 

 
2. Verträge mit Beamten des höheren Dienstes, mit tariflich Beschäftigten von 

der Entgeltgruppe 13 TVöD an aufwärts und mit Beschäftigten, deren Dienst-
bezüge auf der Grundlage eines Privatdienstvertrages die Vergütung nach der 
Entgeltgruppe 13 TVöD übersteigen. 

 
Die Genehmigung gilt als erteilt, so weit es sich um Geschäfte der laufenden Verwal-
tung handelt und die im Vertrag vereinbarte Gegenleistung den Betrag von 5.000,00 
€ nicht überschreitet. 
 

 
§ 15 

BEKANNTMACHUNGEN 
(ZU § 5 ABS. 5 KRO NRW) 

 
(1) Die öffentlichen Bekanntmachungen der StädteRegion Aachen, die durch 

Rechtsvorschriften vorgeschrieben sind, werden im "Amtlichen Mitteilungsblatt 
der StädteRegion Aachen - Amtsblatt -" vollzogen, so weit nichts anderes be-
stimmt ist. 

 
(2) Sind öffentliche Bekanntmachungen in der nach Abs. 1 festgelegten Form in-

folge höherer Gewalt oder sonstiger unabwendbarer Ereignisse nicht möglich, 
so wird die Öffentlichkeit durch Aushang am Sitz der Verwaltung der Städte-
Region Aachen, Aachen, Zollernstraße 10, durch Flugblätter oder durch ein 
eigens aus diesem Anlass herausgegebenes Amtsblatt unterrichtet. 

 
(3) Tierseuchenverordnungen nach § 5 Abs. 1 des Ausführungsgesetzes zum 

Tierseuchengesetz (AG-Tier SG NRW) vom 29.11.1984 (GV NRW S. 
754/SGV NRW 7831) in der jeweils geltenden Fassung werden in den in der 
StädteRegion Aachen erscheinenden Tageszeitungen „Aachener Zeitung“ und 
„Aachener Nachrichten“ bekannt gemacht. 
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§ 16 
ANREGUNGEN UND BESCHWERDEN 

(ZU § 21 KRO NRW) 
 
(1) Jeder hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich 

mit Anregungen oder Beschwerden an den Städteregionstag zu wenden. Ist 
eine Anregung oder Beschwerde von mehr als fünf Personen unterzeichnet, 
so muss sie eine Person benennen, die berechtigt ist, die Unterzeichnenden 
zu vertreten. 

 
(2) Anregungen und Beschwerden müssen eine Angelegenheit betreffen, die in 

den Aufgabenbereich der StädteRegion Aachen fällt. Anregungen und Be-
schwerden, die nicht in den Aufgabenbereich der StädteRegion Aachen fallen, 
sind vom Städteregionsrat an die zuständige Stelle weiterzuleiten. Der An-
tragsteller ist hierüber zu unterrichten. 

 
(3) Eingaben, die weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z.B. 

Fragen, Erklärungen, Ansichten etc.) sind ohne Beratung durch den Städtere-
gionstag oder Städteregionsausschuss vom Städteregionsrat zurückzugeben 
oder an die zuständige Stelle weiterzuleiten. 

 
(4) Für die Erledigung von Anregungen und Beschwerden ist der Städteregions-

ausschuss zuständig; es sei denn, sie betreffen Angelegenheiten, für die der 
Städteregionstag ausschließlich gem. § 26 Abs. 1 Satz 2 KrO NRW zuständig 
ist, oder Angelegenheiten, für die nach den Bestimmungen der Kreisordnung 
oder dieser Hauptsatzung der Städteregionstag oder der Städteregionsrat zu-
ständig ist. 

 
Ist der Städteregionsausschuss nicht zuständig, überweist er die Anregung 
oder Beschwerde zur Erledigung an die zur Entscheidung berechtigte Stelle. 
Bei der Überweisung kann er Empfehlungen aussprechen, an die die zur Ent-
scheidung berechtigte Stelle nicht gebunden ist. Ist der Städteregionsaus-
schuss zuständig, so bleiben die mitberatenden Zuständigkeiten der Fachaus-
schüsse gegenüber dem Städteregionsausschuss unberührt. 

 
(5) Von der Prüfung einer Anregung oder Beschwerde soll abgesehen werden, 

wenn ihr Inhalt einen Straftatbestand erfüllt oder wenn sie gegenüber einer 
bereits geprüften Anregung oder Beschwerde kein neues Sachvorbringen 
enthält. Von einer Prüfung der Anregung oder Beschwerde kann abgesehen 
werden, wenn das Antragsbegehren Gegenstand eines noch nicht abge-
schlossenen Rechtsbehelfs- oder Rechtsmittelverfahrens ist. 

 
(6) Der Städteregionsrat unterrichtet den Antragsteller, wie über die Anregung 

oder Beschwerde entschieden wurde. 
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§ 17 
GLEICHSTELLUNGSBEAUFTRAGTE UND BEHINDERTENBEAUFTRAGTER 

(ZU § 3 KRO NRW; § 13 BGG NRW) 
 
(1) Die Rechte der Gleichstellungsbeauftragten ergeben sich aus dem Gesetz zur 

Gleichstellung von Frauen und Männern für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landesgleichstellungsgesetz - LGG, SGV NRW 2031) in der jeweils gelten-
den Fassung. 

 
(2) Zur Wahrung der Belange von Menschen mit Behinderung auf örtlicher Ebene 

soll der Städteregionsrat einen Behindertenbeauftragten bestellen. Seine Auf-
gabenstellung richtet sich nach dem Gesetz zur Gleichstellung von Menschen 
mit Behinderung (Behindertengleichstellungsgesetz - BGG NRW) in der der-
zeit geltenden Fassung (SGV NRW 201). 

 
 

§ 18 
INKRAFTTRETEN 

 
Diese Satzung tritt am 21.10.2009 in Kraft. 
 


